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IL Miscellen. 



Das englische Einkommenssteuerverfanren. 

Geschichte der Steuern des britischen Reiches, ein finanzgeschicht- 
licher Versuch von W. Vocke, bayr. Reg. -Rath. Leipzig 1866. 

— e. Der Verfasser ist den Lesern dieser Zeitschrift durch seine 
kenntnissreichen Arbeiten längst bekannt. Im vorliegenden Buch liefert 
er eine höchst dankenswerthe Arbeit über einen Stoff, über welchen die 
neueste englische Litteratur wohl viele Einzelarbeiten, aber, so weit 
uns bekannt, gleichmässige wissenschaftliche Bearbeitungen nur in 
geringem Masse besitzt. Die Arbeit ist ebenso belehrend im Detail der 
Darstellung der einzelnen englischen Staatseinkommensquellen als ein- 
heitlich und mit reifem historischem Gesammtüberblick im Ganzen ge- 
schrieben , reich an Material und an bequemen weit zurückreichenden 
Uebersichten über alle Zweige des englischen Staatseinkommens, frisch 
im Styl, gefällig in der Form, fest im Urtheil. 

Die Vorliebe des Verfassers für die directen Steuern kommt der 
Schilderung des englischen Einkommensstcuersystems (.1797—1816 und 
wieder seit 1842) sehr zu Statten. Dieser Standpunkt, welchem die 
Antipathie gegen die masslose Consumtionsbesteurung der Periode des 
aristokratischen Parlamentarismus entspricht, gründet sich bei Vocke 
nicht auf abstracte Prinzipien, sondern auf klare Einsicht in den Zu- 
sammenhang der directen Besteurung mit den wahren freiheitlichen und 
wirtschaftlichen Interessen der Masse des Volks; er spricht darum nur 
desto mehr an. Dem Referenten, welcher sieb freilich einer speziellen 
Eenntniss der Geschichte des englischen Steuersystems nicht rühmen 
kann, war das Werk in allen Theilen eine Quelle reicher Belehrung im 
Einzelnen und einer übersichtlichen Gesammtorientirung im Ganzen, 
mit einzelnen Urtheilen stimmt er da und dort nicht überein. 

Vielleicht findet der Herr Verfasser Mittel und Wege, den practischen 
Werth seines Buches durch periodische Nachträge über die weitere 
finanzielle Entwicklung Englands seit 1866 zu erhalten. 

In Festhaltung der Uebung, mit den Bücheranzeigen auch belehrende 
Auszüge über weniger bekannte und schwerer zugängliche Seiten eines 
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wissenschaftlichen Stoffes zu verknüpfen, glauben wir manchem Leser 
einen Dienst zu erweisen, wenn wir das gegenwärtig in England geltende 
und wesentlich auf Gesez von 1842 beruhende Verfahren bei der 
Einkommensbesteurung, nach der Darstellung Vocke's, hier 
näher mittheilen: 

1) Steuerbehörden. Oberste Behörde für den Vollzug der. 
Einkommensteuer, zugleich der Landsteuer, Aufwandssteuern und Stempel, 
ist das Centralsteueramt (board of irüand revenue), welches die übrigen 
Steuerbeamten , soweit sie eben von der Regierung aufgestellt werden, 
ernennt und die Behörden überwacht. Von den Käthen dieser Stelle 
fungiren drei ausschliesslich als Specialcommissäre für die Einkommen» 
Steuer. Zwei derselben haben auf Rundreisen (in der Regel eine im 
Jahr) die an sie ergriffenen Berufungen zu entscheiden und die für die 
Gewerbseinkommen zugelassenen besonderen EinSteuerungen vorzuneh- 
men; der dritte ist Vorstand des Bureau für Steuerbefreiungen und 
bezw. Rückerstattungen, welche unter seiner Leitung entschieden werden 
Diese Specialcommissäre haben wieder ihre Unterbeamten (ekrks), deren 
Zahl sich bei den ersteren auf 4, bei den letzteren auf 26 bis 29 be- 
läuft. — Unter dieser Centralstelle stehen: Die Inspectoren, deren 
Zahl sich in England und Schottland auf zehn beläuft. Sie sind vor» 
zugsweise Rechnungs- und Aufsichtsbeamte. — Diesen wiederum unter- 
geben sind die Aufs eher (aurveyors), deren im Ganzen 140 in England 
und Schottland angestellt sind, so dass 14 auf einen Inspector treffen. 
Ihre Bezirke umfassen durchschnittlieh etwa 100 Kirchspiele. Ihnen 
liegt die anregende und controlirende Thätigkeit des Staatsanwalts in 
Einkommenssteuersachen sowie die formell-geschäftliche Ueberwachung 
der untergeordneten Organe ob, doch haben sie auch, wie die Inspectoren, 
mit der Verwaltung anderer Steuern zu thun. Sie bilden auch das in- 
struirende Mittelglied zwischen den Steuerpflichtigen und den Special- 
commissären in Fällen der Berufung, Einsteuerung und Befreiung. 
— Der hauptsächlichste Theil des Einsteuerungsgeschäfts, die eigentliche 
Entscheidung, liegt in den Händen der Steuerausschüsse. Sie bil- 
den den charakteristischen Punkt in der Organisation der Steuerbehörden, 
das aelfgovernment in der Einsteuerung. Sie bestehen aus. 

a) den Generalcommissären (general-commüsioners), in deren 
Hand vorzugsweise der Vollzug des ganzen Gesetzes liegt. Die Land- 
steuercommissäre wählen nach ergangener Aufforderung von Seite des 
Hauptsteueramts für jeden District (welcher durchschnittlich acht bis 
zehn Kirchspiele zu umfassen pflegt) aus ihrer Mitte oder aus der 
Zahl der sonst mit den nöthigen Eigenschaften versehenen Personen 
drei bis Bieben Generalcommissäre nach der Grösse des Districts und 
eben so viele Ersatzmänner. Finden sich nicht so viele im District, so 
können sie auch aus einem benachbarten, oder für einen grösseren Be- 
zirk (Grafschaft) gewählt werden. Wählbar ist nur, wer ein reines 
ZeiUcbr. f. Staatiw. 1668. II. Haft 27 
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Jahreseinkommen aus Grundbesitz, beweglichem Vermögen oder Pachtung 
von mindestens 200 L oder 5000 L bewegliches Vermögen hat oder 
wenigstens versteuert, oder der älteste Sohn eines Vaters ist, der das 
dreifache davon hat ; in Wales, in der Grafschaft Monmouth und in den 
kleineren Städten genügen */e, in den Städten und Flecken von Schott- 
land '/• dieses Censas. — In den zwölf grössten Städten des Landes 
dürfen zu diesen sieben Commissären von den Corporationen" noch weitere 
gewählt werden : in London von der Commune zwei, von der Bank zwei 
und von den grossen Handels-, Docks- und Versicherungsgesellschaften ') 
noch sechs; in den anderen eilf Städten von der Commune je acht Com- 
missäre aus der Zahl der Polizeibehörden und Friedensrichter. Soviel 
Commissäre, soviel Ersatzmänner wählt jede Corporation. — Die Com- 
missäre bestehen in der Regel aus Geschäftsleuten, die sich zurückge- 
zogen haben, und aus Grafschaftsbeamten, und erhalten keinerlei Be- 
soldung oder Vergütung für ihre Dienstleistungen. Aus diesem Grunde, 
dann wegen der Grösse des vorausgesetzten Einkommens, ist es manchmal 
nicht möglich, Leute für diese Function zu erhalten, und wenn man 
welche gefunden hat, veranlasst der Umstand, dass sie häufig anderen 
Geschäften nachzugehen haben, die ihnen Gewinn bringen, nicht selten 
sehr erhebliche Verzögerungen in Abhaltung der Ausschusssitzungen 
und Durchführung der Besteuerung. — Für die EinSteuerung der 
Gehalte (nach Sched. E des Gesetzes), dann der Juristencollegien 
(mns of court) werden besondere Commissäre aus den Beamten und Mit- 
gliedern der Collegien aufgestellt, welche keine andere Qualifikation 
brauchen, als dass sie dem Verwaltungszweig angehören, dessen Beamte 
sie einzusteuern haben. Sie werden in der Zahl von 3 bis 7 vom obersten 
Beamten jedes Geschäftszweiges ernannt, welcher dies den Generalcom- 
missären jedes betreffenden Districts anzeigt; unterbleibt dies, so werden 
auch die Beamten von den letzteren eingesteuert. Ebenso ist es in 
Ansehung der Gemeinde-, Stiftungs-, Corporations- u. dgl. Beamten, für 
welche Bürgermeister und Aldermänner der Stadt (3 bis 7) als Geiieral- 
commi8säre fungiren. Für Pensionen u. dgl. gelten die Zahlungsbeamten 
als Commissäre. Für Zinsen, Dividenden u. s. w. und Gehalte, welche 
von der Bank, von den Staatszinszahlämtern und von den grossen Handels- 
gesellschaften ausbezahlt werden, sind die Gouverneure und Directoren, 
bezw. die obersten Beamten, welche den Abzug der Steuer überwachen, 
als Commissäre zu betrachten, deren sämmtliche Befugnisse sie haben. 
b) die Beigeordneten (aäditionahcommisskmert), soferne nicht 
jene deren Functionen selbst ausüben wollen, in welchem Falle sie ihre 
eigene Zahl durch Cooptation über sieben erhöhen können. In solchem 
Falle soll kein Commissär bei Entscheidung einer Berufung mitwirken, 



l) Früher sieben; an die Stellen der aufgelösten Oitindlachen and der Südsee- 
QeielUehaften trat die Olot* Äuuruu» Cempiny mit einem Commlitär. 
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wenn er bei der ersten Festsetzung der betreffenden Steuer tb&tig war. 
Auch darf kein Commissär oder Beigeordneter bei Festsetzung seiner 
eigenen Steuer zugegen sein oder gar mitwirken. Die als Beigeordnete 
fungirenden zwei Commissäre werden dann durchs Loos gewählt. Zur 
Aufstellung der Beigeordneten können die Commissäre ihren District. 
in kleinere Bezirke unterabtheilen. Für jeden Bezirk müssen 2 bis 7 
Beigeordnete gewählt werden. Hinsichtlich ihrer Qualification genügt 
die Hälfte des für einen Commissär erforderlichen Einkommens oder 
Vermögens. In ihrer Hand liegt die erste Festsetzung der Steuer. Jede 
Ausfertigung der Commissäre und Beigeordneten muss in der Kegel von 
zweien derselben unterschrieben sein. Von den Generalcommissären 
gewählt werden ferner die untergeordneten Vollzugsorgane, nämlich: 
a) der Schreiber (elerk), der geschäfts- und gesetzeskundige Secretär 
des Districts- oder Bezirksausschusses, und nöthigenfalls auch dessen 
Gehilfen. Er bezieht als Gehalt l 1 /» bis 2 d. vom L der unter seiner 
Mitwirkung regulirten Einkommensteuer, oder, insoferne der Staat 
seine Bureaubedürfnisse bestreitet, -1 d. vom L. fi) Der Einsteuerer 
oder Steuerveranlager (assessor). Er wird je für ein Kirchspiel nach 
Vorschlag oder Empfehlung der Kirchspielversammlung oder der bedeu- 
tendsten Einwohner von den Commissären alljährlich ernannt. Zunächst 
sind die vom Staate aufgestellten Grundsteuereinnehmer zu dieser Function 
berufen. Er bezieht 1 bis l'/a d. vom £ der erhobenen Steuer und 
wird daher nicht aus der Classe der vermögenden Einwohner gewählt, 
aber häufig kann man diese Function nur Leuten geben, die ein ander- 
weites Einkommen und doch Zeit für das Geschäft haben. — Der Ein- 
steuerer ist vorzugsweise im Besitz der Local- und Personalkennt- 
nisse und die Ausschüsse sind daher häufig auf sein Urtheil angewiesen, 
ja oft geradezu von ihm abhängig. Er vermittelt den Verkehr der 
Steuerbehörde mit den Pflichtigen , namentlich in den ersten Stadien 
des Verfahrens. Die Function des Einsteuerers ist in der Regel in 
einer Person vereinigt mit der des ^Einnehmers oder Einsammlers 
(collector), welcher auch ebenso gewählt und bezahlt wird. — Alle diese 
Beamten und Commissäre sind zu strenger Verschwiegenheit verpflichtet, 
namentlich in Bezug auf Sched. D (Gewerbeeinkommen etc.). 

2) Die Einsteuerung. Die Anregung zur Einsteuerung geht 
vom Steueramt aus, welches zu Anfang jedes Jahres den Aufsehern die 
nöthige Anzahl von Fassionsformularen zuschickt, die sie unter die 
Einsteuerer vertbeilen. Letztere lassen dieselben mit der Aufforderung 
zur Fassion den Steuerpflichtigen zukommen. Diese Aufforderung ergeht 
theils durch persönliche Ladung oder Hinterlassung derselben im Hause, 
theils durch öffentliche Aufforderung. Zu diesem Behufe ist Jedermann 
auf gegebene Veranlassung verpflichtet, dem Einsteuerer ein Verzeichniss 
der in seinem Hause wohnenden und der in seinen Diensten stehenden 
(mit deren Wohnungsangabe) Personen, sowie auch der anderwärts do- 

27* 
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micilirenden Miethleute, insoweit sie steuerpflichtig sind, zu übergeben. 
Wer einen Abwesenden , Unmündigen u. s. w. vertritt , hat an dessen 
Stelle zu fatiren. Für Corporationen , Gesellschaften u. dgl. wird das 
ganze Einkommen nach Abzug der Gehalte für die Bediensteten, welche 
diese selbst zu versteuern haben, fatirt, den Theilhabern aber die Steuer 
an der Dividende u. s. w. nach Vertiältniss abgezogen. Der Einsteuerer 
muss vor den Generalcommissären beschwören, dass er seine Listen 
nach bestem Wissen vollständig angelegt, die Ladungen gehörig befördert 
und die öffentlichen Bekanntmachungen gesetzmässig angeheftet hat. 
Ans diesen Listen macht der Schreiber vollständige Auszüge für die 
Commiss&re. Dies ist der wesentliche Inhalt der allgemeinen Torschriften, 
neben welchen aber die für jede Einkommensgattung gegebenen 
besonderen Vorschriften nun darzustellen sind, und zwar: 

A) Sched. A für Einkommen aus Grundbesitz: Alles Ei- 
genthum dieser Art ist in dem Kirchspiel steuerpflichtig, in welchem 
es liegt. Nur Canäle, Eisenbahnen u. dgl. da, wo die Generalrechnung 
gelegt wird; ausgedehnte Herrschaften am Sitz der Verwaltung r die 
Erträgnisse der Lehengebühren am Wohnorte des Berechtigten, Be- 
sitzungen oder Renten, die in einer Pachtung zusammen gefasst, aber 
über mehrere Kirchspiele ausgedehnt sind , nach dem Ermessen der 
Commissäre in diesem oder jenem. Die Fassion wird in der Regel vom 
Innehaber, also bei verpachteten Grundstücken vom Pächter verlangt, 
nur bei Objecten, die unter 10 L Pachtertrag abwerfen und solchen, die 
auf weniger als ein Jahr verpachtet sind, vom Eigenthümer. In den- 
ersteren Fällen erforscht der Einsteuerer die Pachtrente mündlich von 
den Pächtern und Miethern. Die Grundlage der Besteuerung ist die 
volle Pachtrente, so wie sie bei Pachtverträgen von siebenjähriger Dauer 
Btipulirt ist. Wenn der Pachtzins vom Preise des Getreides abhängt, 
oder in Getreide entrichtet wird, oder von den Erträgnissen abhängt, 
ist der Preis des vorjährigen Ertrags zu Grunde zu legen, oder wenn 
dies nicht angeht, tritt Schätzung ein. Wenn der Einsteuerer die De- 
clarationen erhalten hat, so prüft er sie und setzt sie fest, wozu er 
sich nötigenfalls von den Commiss&ren oder dem Aufseher Instruction 
erholen kann. In Schottland soll er sich der Beihülfe der Schullehrer 
bedienen. — Zum Behufe der Prüfung kann er die Vorlage der Pacht- 
verträge verlangen, und wenn sie den oben erwähnten Anforderungen 
entsprechen, die Einsteuerang darnach vornehmen. Wenn aber wegen 
mündlichen Vertrags oder sonst aus irgend einem Grunde kein Contract 
vorgelegt werden kann, so wird nach Schätzung eingesteuert, sowie auch 
bei blos Jahrweiser oder bei Verpachtung auf Widerruf. — Ausserdem 
ist ihm in der Armentaxe 1 ) ein wichtiges Controlmittel an die Hand 

1) Die Brauchbarkeit dieses von jeher vorgeschriebenen Controltaittel» iit indesaen 
an verschiedenen Orten sehr verschieden; an manchen , wo die Armensteuer erst 
kttrslioh und gewissenhaft umgelegt werden ist, wird es sehr gerühmt, wo das aber 
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gegeben, welches namentlich bei selbstwirtbscbaftenden Eigentümern 
zur Anwendung kommen muss — Wenn keine Fassion abgegeben worden 
ist, kann der Einsteuerer einen Befebl der Commissäre erwirken, um 
unter Zuziehung von Sachverständigen die Objecte vollständig einzusehen 
und abzuschätzen. — Wenn der Einsteuerer auf diese Weise die erste 
Festsetzung vollendet hat, so stellt er seine Steuerliste (atsetsment j>a- 
pars) her, ordnet und numerirt die Fassionen und übergibt sie den 
Generalcommissären. — Der Jnspector oder Aufseher, welchem zu jeder 
Zeit die Steuerlisten und Fassionen zugänglich sind, erhält sie von jenen, 
prüft hierauf dieselben, wobei ihm alle Controlmittel zu Gebote stehen 
wie dem Einsteuerer, und merkt seine Beanstandungen in den Listen 
vor. — Sodann werden die Listen den Commissären vorgelegt, welche 
dieselben gleichfalls prüfen und unterschreiben, nachdem die von jenen 
erhobenen Beanstandungen entschieden sind. Ihnen stehen gleichfalls 
die nämlichen Controlmittel zu und insbesondere das Recht (auf An- 
regung des Aufsehers), auch Pachtverträge zu beanstanden. Sie sind in 
keiner Weise an die Anträge des Einsteuerers oder Aufsehers gebunden. 
— Nach der Festsetzung stellt der Schreiber der Commissäre die Steuer- 
listen her, theilt sie dem Einsteuerer mit, der die erfolgten Regulirungen 
den Betheiligten sowie die von den Commissären anberaumten Tage für 
Aburtheilung der Berufungen eröffnet, welche mindestens 14 Tage später 
angesetzt sein müssen. Diese Eröffnung erfolgt nach dem Gesetz spe- 
ciell an die Pflichtigen; nach der Praxis aber in der Regel nur, wenn 
Abweichungen von den Fassionen stattgefunden haben. Durch Anschlag 
an öffentlichen Gebäuden, namentlich an der Kirchenthüre, wird über- 
dies die Eröffnung der Berufungsfrist allgemein bekannt gemacht. — 
Die Berufung, welche von den Generalcommissären entschieden wird, 
steht sowohl dem Aufseher als den Pflichtigen zu. Erstere können auch 
jetzt noch auf Vorlage der Pachtverträge, sonstiger Urkunden oder 
Schätzung durch von ihnen beeidigte Sachverständige erkennen; fällt 
dieselbe zu Ungunsten des Pflichtigen aus, so können ihm die Commis- 
säre die Kosten überbürden. Die Schätzung kann auch von einem der 
beiden Theile beantragt werden. Die Entscheidung der Commissäre 
über Berufungen ist endgiltig. 

B) Alle diese Vorschriften gelten auch für Seh ed. B, das Ein- 
kommen aus dem Betriebe der Landwirthschaft oder 
sonstiger Bodenbenützung, hinsichtlich dessen nur noch bei- 
zufügen ist, dass die Erträgnisse der Baum-, Hopfen- u. a. Gärten, 
wenn sie über ein Zehntel der Gesammtbodenfläche umfassen, zwar 
unter Sched. B vorgetragen , aber nach den Vorschriften für Sehed. D 
eingesteuert werden. 



nicht der Fall ist — und manchmal bleibt sie sehr lange unverändert — gibt sie 
nicht nur keinen Anhaltspunkt, sondern es wird öfters alsdann umgekehrt der Hass- 
stab der Einkommensteuer für die Umlegung der Armentaxe hentttxt. 
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C) Sched. C für das Einkommen aus öffentlich verwal- 
teten Fonds: Die Bank, die grossen Handelsgesellschaften und alle 
Personen, welche Zinsen u. dgl. aus öffentlichen Einkünften der Colonien 
auszahlen, haben Bücher über ihre Zins-, Dividenden- u. dgl. Zahlungen 
ausgeschieden nach den Empfängern zu führen, welche den Specialcom- 
missären und Inspectoren auf ergangene specielle oder öffentliche Auf- 
forderung vorgelegt werden müssen. Aus diesen Büchern stellen die 
Commissäre die Steuerlisten her und bestimmen die Summe, welche von 
der betreffenden Anstalt als Gesammtsteuer abzuliefern ist, und welche 
sie sich von den einzelnen Empfangsberechtigten antheilweise ersetzen 
lässt. Das Resultat der Listen wird in einem Certificat zusammengefasst, 
welches doppelt auf Pergament ausgefertigt und wovon ein Exemplar 
dem Steueramt, das andere dem betreffenden Zinszahler zugestellt wird. 

D) Sched. D für gewerbliches Einkommen: Steuer- 
pflichtig ist Jedermann da, wo er sein Haus, sein Geschäft, seinen Auf- 
enthalt hat. Die grossen Docks in Middlesex werden in London be- 
steuert, Erträgnisse von Colonialbesitzungen und ausländischen Renten 
in den Häfen und Handelsstädten, welche Löschung der Waaren, Wechsel- 
verkehr u. dgl. zu besorgen pflegen. Wer mehrere Wohnorte hat, oder 
Geschäfte in mehreren Bezirken treibt, kann in jedem betreffenden 
Kirchspiel zur Fassion aufgefordert, aber nur einmal und an einem 
Orte nach seiner Wahl besteuert werden. Wer dagegen bei verschie- 
denen Geschäften nur mitbetheiligt ist, wird bei jedem Geschäft insofern 
gesondert besteuert, als für gemeinschaftlich betriebene Geschäfte nur 
eine Steuer regulirt wird, und es hat der in England lebende auf der 
Firma zuvorderst genannte Theilhaber (first partner), oder wenn alle 
derselben im Ausland sein sollten, der Verwalter, Agent u. s. w. zu fa- 
tiren. Die Commissäre können aber von jedem Theilhaber gesonderte 
Fassion fordern, und wer Steuerfreiheit oder Abrechnung anderweit er- 
littener Verluste anspricht, kann gesonderte Besteuerung verlangen. — 
Wenn der Einsteuerer nach ergangener Aufforderung die Fassionen von 
den Steuerpflichtigen eingefordert und erhalten hat, siebt er sie durch, 
setzt allenfalls Bemerkungen bei, gibt für Pflichtige, welche keine Fas- 
sion übergeben haben , sein Gutachten ab und übergibt dieselben dem 
Schreiber der Beigeordneten, welcher sie in einer Liste verzeichnet und 
bei dieser Gelegenheit einer Prüfung unterwirft, zu der ihn zwar nicht 
ausdrücklich das Gesetz verpflichtet, mit der er aber dem Ausschusse 
vorarbeitet. Wenn die Liste hergestellt ist, legt sie der Schreiber mit 
den Fassionen dem Aufseher vor, welcher sie gleichfalls prüft und seine 
Bedenken schriftlich in Ziffern ausgedrückt und motivirt beisetzt Die 
Beigeordneten — oder die als solche fungirenden Commissäre — halten 
dann ihre Sitzungen und entscheiden über die Festsetzung der Fassionen, 
ohne an die Anträge des Schreibers und des Aufsehers irgend gebunden 
zu sein. — Da das Gesetz keinerlei Anhaltspunkte angibt, nach welchen 
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der Ertrag eines Geschäfts zu bemessen ist, so hilft sich die Praxis bei 
Prüfung der Fassionen durch Vergleichung verwandter Geschäfte, durch 
Berücksichtigung des verwendeten Personals, Constatirung des Umsatzes, 
des angekauften und verwendeten Materials, der Betriebsausgaben, des 
Zinses der Vorräthe, des Betrags des Absatzes ; bei den Banquiers Aus- 
scheidung der Wechsel- und anderen Zinse; auch durch Berücksichtiguug 
der Lebensweise, Familienverhältnisse, des gemachten Aufwandes u. dgl. 
Ein anderer Kunstgriff, welcher auch bei Einsteuerung von Grundbesitz 
angewendet wird, besteht darin, dass wenn keine Declaration abgegeben 
worden ist, oder eine abgegebene beanstandet wird, die Steuer in einem 
absichtlich zu hohen Betrag bis zum doppelten der vorjährigen oder 
muthmasslichen Steuer festgesetzt wird, um die Betheiligten im Wege 
der Berufung zur Abgabe einer Declaration oder zu Aufschlüssen zu 
zwingen. — Es fällt in die Augen , dass nach dem ganzen bisher ge- 
schilderten Verfahren sowie in dem weiteren Verlaufe die Thätigkeit 
des Aufsehers von der grössten Bedeutung ist. Die von den Fassionen 
abweichenden Festsetzungen erfolgen in der Regel nur auf und nach 
Antrag desselben. Er selbst aber sammt dem Ausschusse ist wiederum 
in hohem Maasse auf den localkundigen Einsteuerer angewiesen. — Die 
Beigeordneten können sich auch der eigenen Festsetzung entschlagen 
und einzelne Fassionen mit schriftlichem Gutachten den GeneralcommiS- 
sären zur Entscheidung vorlegen. — Die Beschlüsse der Beigeordneten 
werden vom Schreiber in die Listen eingetragen, diese förmlich abge- 
schlossen und den Generalcommissären sammt den Fassionen vorgelegt ; 
diese können jede von jenen vollzogene Besteuerung beanstanden und 
nach Vernehmung der Betheiligten entscheiden. — Der Inspector oder 
Aufseher kann gegen den Beschluss der Beigeordneten an die General- 
commissäre appelliren und zu diesem Behuf Motivirung des Bescheids 
verlangen, er kann aber auch die Beigeordneten selbst unter Begründung 
seiner Ansicht zur Aenderung ihres Beschlusses veranlassen. Im Falle 
der Berufung theilt er seine Ansicht schriftlich den Beigeordneten mit, 
welche sie unter Anführung ihrer Gründe den Generalcommissären vor- 
legen. Wenn von diesen Vertretern der Staatscasse Berufung ergriffen 
wird, muss der betheiligte Steuerpflichtige zu seiner Verteidigung ge- 
laden und vernommen werden. 

Die Rechtsmittel, welche den Pflichtigen zustehen, sind ent- 
weder: 1) Berufung an die Generalcommissäre , welche zehn Tage vor 
dem anberaumten und bekannt gegebenen Berufungssitzungstage beim 
Aufseher angemeldet werden muss. Diese Tage müssen auch durch 
öffentlichen Anschlag bekannt gemacht werden. Eingereicht wird die 
Berufung beim Schreiber. Zu ihrer Instruction können die Commissäre 
genaue Fassionen, Bücherauszüge und Abschlüsse (äccount current und 
balance sheet) fordern, welche den rohen Ertrag, die Abzugsposten und 
alle Einzelheiten ersehen lassen, die sie zu wissen brauchen. Sie können 
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Fragen an den Pflichtigen stellen, auf welche dieser binnen sieben Tagen 
schriftlich oder zu Protokoll Antwort geben oder motivirt verweigern 
muss. Die Vorlage bezw. Verbesserung der Auszüge u. dgl., welche 
schon vorbereitend vom Aufseher eingefordert zu werden pflegen, sowie 
die Fragestellung kann sich so oft wiederholen, als es die Commissäre 
gut finden. Sie können den Pflichtigen durch den Einsteuerer vorladen 
und eidliche Bekräftigung und Unterschrift der Fassionen, Auszüge u. s. w. 
verlangen, in welchem Fall jener sie vorher verbessern darf, ein Recht, 
das ihm Oberhaupt in allen Stadien des Verfahrens zusteht. Sie können 
eidliche Bekräftigung der mündlichen Antworten verlangen und als 
Zeugen eidlich vernehmen wen sie wollen, nur nicht Diener und Ver- 
trauenspersonen des Pflichtigen. Die Geschäftsbücher selbst einzusehen 
können sie nicht verlangen, wenn dies aber angeboten wird, machen sie 
auch Gebrauch davon. Eide werden in der Praxis den Betheiligten 
nicht häufig abgenommen , sondern man begnügt sich in der Begel mit 
der Bereitwilligkeitserklärung. Die Commissäre entscheiden hierauf end- 
gültig, wobei der Aufseher, der natürlich allen Sitzungen beiwohnt, die 
Rolle des Staatsanwalts hat. 2) oder Berufung an die Special com- 
missäre. Sie wird beim Aufseher eingereicht, welcher sich sodann 
bestmöglichst über den Fall orientirt. Jene ordnen die Vorlage von 
Verzeichnissen, Bücherauszügen u. dgl. an den Aufseher an, welche 
derselbe prüft, nötigenfalls ergänzen oder berichtigen lässt und wieder- 
holt zu diesem Zweck zurückgeben kann. Der Aufseber gibt dann sein 
Gutachten ab, und übergibt dasselbe sammt der Declaration u. s. w. 
den Commissären, wenn sie auf ihrer Rundreise in den betreffenden 
District kommen. — Sie haben bei der Instruction der Berufungen die 
nämlichen Befugnisse und das nämliche, vorzugsweise mündliche Ver- 
fahren wie die Generalcommissäre , doch dürfen sie Eide nicht selbst 
abnehmen, sondern dies durch die Generalcommissäre thun lassen, mit 
denen sie jedoch sonst in gar keine Berührung kommen. Desto bedeu- 
tender ist ihr Verkehr mit dem Aufseher, an dessen Gutachten sie na- 
türlich zwar nicht gebunden sind, das aber — ebenso natürlich — in 
der Regel thatsächlich massgebend ist. — Die Entscheidungen und Ver- 
fügungen der Specialcommissäre werden von beiden gemeinschaftlich 
erlassen und unterschrieben. Die Zahl der Berufungen an die Special- 
commissäre ist aber nicht gross, da sie beim Publikum nicht das Ver- 
trauen zu besitzen pflegen, wie die Generalcommissäre, an welche sehr 
häufig appellirt wird, und nicht gleichermassen als unabhängiger Ge- 
richtshof angesehen sind. 

Ausser diesem regelmässigen Verfahren können die nach Sched. D 
Steuerpflichtigen aber auch verlangen, von den Specialcommissären ganz 
eingesteuert zu werden , in welchem Falle die Localorgane vom 
Inhalt der Fassionen gar nichts erfahren. In diesem 
Falle wird die Fassion zwar auch dem Einsteuerer, aber versiegelt mit 
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dem Antrage auf Einsteuerung durch die Specialcommissäre übergeben. 
Dieser stellt die Fassion dem Aufseher zu, welcher sie erbricht, prüft, 
Ergänzungen u. 8. w. anordnet, wie beim Berufungsverfahren, sein Gut- 
achten in Ziffern in eine besondere Columne der Declaration einträgt 
und das ganze Material den Specialcommissären zusendet, welche dann 
entscheiden. Auch hier haben sie alle Befugnisse der Generalcommis- 
säre. — Der Aufseher orientirt sich bebufs seiner Begutachtung best- 
möglichst und mit möglichster Vorsicht ; namentlich e i n Controlmi ttel 
aber besitzt er am Einsteuerer, welcher zwar den Inhalt der Declaration 
nicht erfährt, aber solchen Besteuerungen nicht hold zu sein pflegt, 
weil er keine Tantieme von diesen Steuern erhält, und desshalb bei 
Uebergabe der versiegelten Fassionen ein unverlangtes Gutachten ab- 
zugeben pflegt. 

E) Sched. E für das Einkommen aus Besoldungen, 
Pensionen u. dgl. erfolgt die Einsteuerung der Beamten jedes Ver- 
waltungszweigs da, wo die Commissäre ihr Amt ausüben , also am Sitz 
der Oberbehörden. Die als Commissäre aufgestellten Beamten haben 
den dafür vorgeschriebenen Eid abzulegen , Sitzungen zu halten und 
Schreiber und Einsteuerer zu wählen, welche zu allen Acten und Ur- 
kunden der betreffenden Aemter Zutritt haben. Fassionen brauchen 
nicht abgegeben zu werden, ausser auf Verlangen der Commissäre oder 
Einsteuerer, statt deren haben die Zahlämter für die Commissäre Ver- 
zeichnisse über die ausbezahlten Gehalte herzustellen und den Einsteue- 
rern zu übergeben, welche die Herstellung und Festsetzung der Steuer- 
listen besorgen und sie den Commissären zur Genehmigung vorlegen. 
Eingesteuert müssen alle Gehalte u. dgl. werden, und wer Steuerfrei- 
heit oder Steuerminderung beansprucht, muss dies auf dem Wege der 
Rückvergütung durchführen. 

Durch Vertrag mit den Special commissären können die Steuer- 
pflichtigen nach Sched. D sich, nach von jenen durchgeführtem Ein- 
steuerungsverfahren, zur Zahlung der festgesetzten Steuer mit einem 
Zuschlag von 5°/o auf mehrere Jahre im unveränderten Betrage verbind- 
lich machen, wogegen dieselben dann während dieser Zeit von neuer 
Fassion frei sind. Sowohl der Staat als der Pflichtige sind durch einen 
solchen Vertrag unbedingt gebunden, ausser im Falle des Todes und 
Bankerotts, in dem er sich mit dem Scbluss des Jahres löst, oder des 
Betrugs, in dem er nichtig ist. Dieses Verfahren, bei welchem von 
Seite der Behörde natürlich verdoppelte Sorgfalt angewendet wird, wird 
von den grossen Handels- und Bankhäusern häufig gewählt; am liebsten, 
wenn schlechte Jahre vorausgegangen sind, die ihnen einen niedrigen 
Durchschnitt sichern, so dass die Folgen desselben für die Staatscasse 
entschieden ungünstig sind. 

8) Die Erhebung erfolgt, wie schon öfters angedeutet wurde, an 
der Quelle des besteuerten Einkommens, also bei dem Einkommen aus 
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Vermögen in der Regel indirect; die Steuer des Grundbesitzers bezahlt 
der Pächter, die des Gläubigers der Schuldner. Der Pächter, der In- 
dustrielle, der Kaufmann — kurz das Gewerbe im weitesten Sinne, zahlt 
aber seine Steuer direct; ebenso auch der Zeh entberechtigte und der 
Lehengebuhrenempfänger. Am allereinfachsten ist die Erhebung der 
Steuer von Grundzinsen, Schuldzinsen u. dgl. Renten, gegen welche sich 
der Staat blos negativ verhält , indem er nicht gestattet , dass sie der 
Schuldner an seiner Einnahme abziehe, ihm dagegen das Recht einräumt, 
dem Gläubiger bei der Zinszahlung die verhältnissmässige Steuer, als 
vom Schuldner vorgeschossen, abzuziehen. Um dem Gläubiger die Ge- 
wissheit zu geben, dass er sich den Abzug gefallen lassen muss, kann 
der Schuldner von den Commissären ein Certificat darüber verlangen, 
dass er sein Einkommen ohne Abzug von Schuldzinsen versteuert habe; 
bei Grundbesitz, Besoldungen und Staatszinsen ist aber dieses Zeugniss 
nicht nothwendig. — Denselben Process, der zwischen dem Gläubiger 
und Schuldner vorgeht, macht auch der Staat, macht die Bank und jede 
der Communen und grossen Gesellschaften, auf welche sich die Sched. 
erstreckt, durch; ersterer, indem er bei den Zahlämtern einerseits von 
den Zinsen, anderseits von den Besoldungen, Pensionen u. s. w. die 
Steuer bei jeder Zahlung abzieht, was auch von den Communen gilt, 
letztere indem sie Gleiches bei ihren Zins-, Dividenden- u. dgl. Zahlungen 
thun. Die Empfänger dagegen sind gesetzlich verpflichtet, Aber den um 
die Steuer verminderten Betrag ebenso zu quittiren, als hätten sie ihn 
unverkürzt erbalten, und wer aus seiner Besoldung andere Gehalte zu 
bestreiten hat, verfährt mit diesen ebenso, wie mit ihm verfahren wor- 
den ist. Verträge, welche dem Gesetze zuwider den Steuerabzug be- 
seitigen wollen, sind nichtig. — Die von den Zahlämtern, der Bank u. s. w. 
zurückbehaltenen Steuern werden auf dem Grund der von ihnen selbst 
hergestellten Bücherauszüge und Steuerlisten an die Bank abgeliefert, 
welche mit der Staatskasse darüber abrechnet; in Ansehung der Besol- 
dungen werden die Steuerlisten von den Einsteuerern hergestellt. Ueber 
die Pflichtigen der Sched. A, B, D und auch über die Bezüge aus 
Sched. E, bei welchen der Steuerabzug nicht ausführbar ist, werden 
von den Ausschussschreibern Abschriften der für die Commissäre und 
für das Steueramt schon doppelt hergestellten Steuerlisten für die Ein- 
nehmer nach den verschiedenen ScheduUs ausgeschieden verfertigt, auf 
deren Grund diese die Einhebung besorgen. — Für Diejenigen, welche 
nach Sched. D von den Special commissären eingesteuert sind, wer- 
den besondere Heberollen angelegt , welche nur Nummern und keine 
Namen enthalten, wobei jedoch das besondere Versprechen rechtzeitiger 
Zahlung vorausgesetzt wird. Ueber die auf dem Grund dieser Listen 
geleisteten Zahlungen stellen die Einnehmer nur Certificate aus , auf 
welche hin die Quittung erst von den Commissären ausgefertigt wird! 
bevor letztere erholt ist, gilt die Zahlung als nicht geschehen. Wer 
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jenes Versprechen nicht erfüllt, oder wessen Versprechen nicht Glauben 
geschenkt wird, der kommt auf die mit Namen bezeichnete Heberolle. 
— Steuerrückstände werden als „Schuldforderung Ihrer Majestät der 
Königin" durch Klage beigetrieben und es treffen den Säumigen alle 
dadurch erwachsenden Gerichtskosten. Steuern nach Sehed. A werden 
nötigenfalls durch Verkauf der Grundstücke und Beschlagnahme der 
Renten beigetrieben; doch sind Rückstände ohne Einfluss auf die poli- 
tischen Rechte. — Die Steuer verfällt in England vierteljährig am 
20. Juni, September, December und März, in Schottland halbjährig, 
während das Rechnungsjahr am 6. April beginnt. Gleichwohl erfolgte 
die Erhebung auch in England nur halbjährig ') und zwar nie vor Ab- 
lauf eines halben Jahres , also regelmässig erst geraume Zeit darnach. 
Gegen Ende Octobers pflegten die Ausschusssitzungen zu schliessen, 
gegen Ende Novembers sollte nach Herstellung der Heberollen die Per- 
ception erfolgen, aber erst im Januar , also über ein halbes Jahr nach 
dem ersten Termin, war die Einhebung vollzogen. Der Einnehmer pflegt 
vor seinem Erscheinen die Pflichtigen durch ein Circular von der bevor- 
stehenden Erhebung und von dem schuldigen Betrage in Kenntniss zu 
setzen, und die Einsammlung von Haus zu Haus persönlich vorzunehmen; 
in den reichen Bezirken lässt er sich aber die Steuern wohl auch ins 
Haus tragen. Die Anforderung erfolgt nur einmal, und zwar aus dem 
richtigen Grunde, dass ein öfteres Anfordern schnell gewöhnt sein und 
nur zur Verzögerung führen würde. Wenn die Pflichtigen nicht bei der 
Einsammlung oder allenfalls einige Zeit hernach ihre Schuldigkeit ab- 
tragen, zeigt sie der Einsammler dem Aufseher zur Herbeiführung des 
Zwangsverfahrens an. Wenn Ersterer Misstrauen in die Zahlungsfähig- 
keit der Pflichtigen hat, pflegt er wohl auch die Steuer vor dem ge- 
wöhnlichen Termin, auch wohl für das ganze Jahr, einzufordern. — 
Von der Regel der indirecten Steuererhebung vom Grundbesitz ist eine 
Ausnahme bei den kleinen Objecten gemacht, die unter 10 L des Jahres 
ertragen, und bei jenen, die auf weniger als ein Jahr verpachtet sind. 
In diesen Fällen wird die Steuer vom Eigentbümer, aber unter even- 
tueller Haftung des Inhabers, der sie aber alsdann am Pacht- oder Mieth- 
zins abziehen darf, erhoben. Ebenso bei den von fremden Gesandten 
bewohnten Häusern, während umgekehrt die von Beamten bewohnten 
Staatsgebäude von diesen zu versteuern sind. — Wer seine Steuer min- 
destens auf zwei Termine an den Districtscassirer vorausbezahlt, erhält 
4*/« Rabatt. Auf die Certificate, welche ihm hierbei ausgehändigt wer- 
den, erhält er von den Generalcommissären seine Quittung. Die Cer- 
tificate laufen als baares Geld durch die Cassen. 

4) Strafen sind angedroht so ziemlich auf alle Uebertretungen 
und Zuwiderhandlungen gegen das Gesetz. Insbesondere: a) Den Voll- 

1) Seit 1860 Ist die vierteljährig« Erhebung durchgeffihrt; «war mm Yordruts 
der Einnehmer, »her nun Vortheil der Staatskasse. 
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zugsorganen auf alle Unterlassungen vorgeschriebener Pflichterfüllung 
und active Störungen beim Vollzug, b) Den Steuerpflichtigen hauptsäch- 
lich in folgenden Fällen: Wer auf ergangene Aufforderung seine Fassion 
nicht oder falsch abgibt oder falsche Verträge producirt, kann mit drei- 
facher Steuer angelegt, auch wenn er es als Vormund oder Vertreter 
gethan bezw. unterlassen hat, und überdies bis zu 20 L bestraft werden. 
Die Commissäre können, wenn sie eine höhere als die fatirte Steuer an- 
setzen, diese zur Strafe verdreifachen, wenn sie eine böse Absicht an- 
nehmen. Falsche und betrügerische Ansprüche auf Steuerbefreiung wer- 
den bei Sehed. C mit 100 L Strafe und dreifacher Steuer, Helfer mit 
100 L belegt , sonst nur mit 20 L ausser der dreifachen Steuer und 
bezw. 60 L. Wer seinem Schuldner u. dgl. nicht den Abzug der Steuer 
am Zins u. s. w. gestatten will, verwirkt den dreifachen Betrag der 
Forderung, und wer sich diese Abzüge nach Sched. A, C und E nicht 
will gefallen lassen, 50 L Strafe. Jeder Vertrag, die Gestattung des 
Abzugs zu beseitigen, ist nichtig. Fälschung eines Scheines u. dgl. der 
Commissäre, Einnehmer u. s. w. wird mit Deportation bis zu 14 Jahren 
bestraft, falsche Zeugnisse und Eide werden strafrechtlich vom GraJF- 
schaftsgericht verfolgt. 



Ueberblickt man das Gesammt verfahren nach dem gegenwärtigen 
Gesetz und nach der gegenwärtigen Praxis, so wird ein scharfer Beob- 
achter mancherlei principielle Einwendungen zu erheben haben. Er wird 
finden, dass die Steueranlegung in erster Instanz durch die Einsteuerer 
eine wesentliche Verkürzung des Systems der Selbstbesteuerung sei, 
vermöge dessen der ganze Vollzug in der Hand des Ausschusses liegen, 
nicht aber zu einem so wesentlichen Theile einem zwar von diesem ge- 
wählten, aber tbatsäcblich doch vorzugsweise von der Staatsbehörde 
abhängigen Bediensteten anvertraut sein sollte. Er wird tadeln, dass 
das Berufungsverfahren so wenig principiell organisirt sei, dass die 
Appellation an die Regierungsorgane mit jener an den Hauptausschuss 
(generali commissioners) coneurrirt; er wird sich enttäuscht finden, dass 
der Steuerbeamte (surveyor) einen so bedeutenden Einfluss auf das Ver- 
fahren in allen Stadien hat, und dass nicht die Selbstbesteuerung bis 
zum Ausschlüsse der Regierangsorgane entwickelt ist. Dieses und noch 
manches Andere wird vom Standpunkte der consequenten Doctrin ein- 
gewendet werden können. Allein diese Abweichungen von der Conse- 
quenz des Princips sind die Früchte einer nahezu tausendjährigen Ent- 
wickelung und Erfahrung, sie sind reine Producte der Praxis und ent- 
sprechen daher auf das Vollständigste den Anforderungen der Zweck- 
mässigkeit, wenn sie auch den Beifall der Theorie nicht haben sollten. 
Die Entfaltung der Verhältnisse und der Gesetzgebung machte eine 
stärkere Betheiligung der Staatsorgane eben so nothwendig als zweck- 
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massig, und die Berufung an die Specialcommissäre , welche den Be- 
theiligten nicht aufgedrungen, sondern zur Wahl freigestellt ist, war 
die unausbleibliche Folge davon, dass den in den Ausschüssen fungi- 
renden Männern des Volkes ebenso wenig die volle Eenntniss der Steuer- 
gesetze zugemuthet werden kann, als den Geschworenen die volle Rechts- 
kenntniss, die ursprünglich bei Jedem aus dem Volke gesucht wurde, 
als dieses die Rechtsprechung noch ganz selbst besorgte. Und so not- 
wendig als die Entstehung eines rechtsgelehrten Juristenstandes Folge 
der höheren Entwickelung war, ebenso nothwendig war eine Erweiterung 
der Befugnisse für die Staatsbehörden im Steuerwesen das Ergebnisa 
der nämlichen Ursache. Die noch mehr thatsachliche als gesetzmässige 
Bedeutung des Steuerbeamten (surveyor) gegenüber dem Ausschusse 
fliesst aus der nämlichen Quelle. Es sind also diese Abweichungen 
vom Princip der Selbstbesteuerung und das scheinbar ganz abnorme 
Berufungsrecht lediglich Pioducte der Praxis, der Erfahrung, des Be- 
dürfnisses und darum für England nichts weniger als verwerflich. Das 
englische Steuerverfahren ist eben wie jede andere Institution auf dieser 
merkwürdigen Insel ganz dem Boden der Nation entwachsen, hat sich 
mit deren Entwickelung entfaltet und ist von dieser bedingt. Von 
Princip ist dabei niemals viel die Rede gewesen, sondern nur davon, 
was herkömmlich, was zweckmässig, was nothwendig sei. Die leitenden 
Principien waren nur die Volksfreiheit einerseits und die grösstinögliche 
Rechtssicherung für den Steuerpflichtigen und für den Staat anderseits. 
Diese Grundsätze aber sind in bewundernswürdiger Weise festgehalten, 
das Resultat ist glänzend. 



